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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU CSU, SPD, 
FDP, GB BHE, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 

- Drucksache 918 - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Maier (Freiburg) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf - Drucksache 918 - in der aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 10. November 1954 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 

Atlalntrar+tHAH' rif Hans Hpoat Rari finripshprff Rhpinallpp 20 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 

- Drucksache 918 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der 

inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen : 

§ 1 

§ 4 des Gesetzes über Personalausweise vom 
19. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 807) 
wird durch folgenden Absatz 3 ergänzt: 

»( 3 ) Die Befristung der Gültigkeit gemäß 
Absatz 1 gilt bis auf weiteres nicht für die 
Berliner behelfsmäßigen Personalausweise.” 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen : 

S 1 

§ 4 des Gesetzes über Personalausweise vom 
19. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 807) 
erhält folgende Fassung: 

4 4 

Die Berliner behelfsmäßigen Personalausweise 
gelten bis auf weiteres als Personalausweise 
im Sinne des § 1.* 

§ 2 

unverändert 



